
I.V. Bau-und Holzgewerbe betont parteipolitische Neutralität
Stellungnahme des Verbandsausschusses zum Ausschluß von Bernhard Munari aus der KP.

In der Nr. 46 vom 25. 5. 1954 gibt die „Neue Zeit“ den Ausschluß unseres Kollegen
Munari aus der KP. bekannt. Mit diesem Ausschluß hat sich der Verbandsausschuß des I
V. Bau- und Holzgewerbe in seiner außerordentlichen Sitzung vom 20. 6. 1954 beschäftigt
und wie folgt Stellung genommen:

Entschließung:
Die KP hat den Kollegen Munari wegen angeblich parteischädigenden und arbeiter-

tchädigenden Verhaltens ausgeschlossen. Wenn eine Partei ein Mitglied ausschließt, inter-
ressiert uns das nicht. Wenn sie jedoch den Ausschluß mit dem Vorwurf arbeiterschädigendon
Verhaltens begründet und es sich dabei um ein Mitglied unseres Verbandes handelt, dann
sind wir zur Stellungnahme verpflichtet. Wer von unseren Mitgliedern sidi arbeiterschädi-
gend verhält, wird ohne weiteres aus unserem Verbände ansgesdrlossen und erst recht, wenn
es sich um einen Funktionär handelt.

Der Verbandsausschuß ist einmütig der Auffassung, daß sidi der Kollege Munari in den
vielen Jahren seiner Tätigkeit in dem Verbände niemals auch nur im geringsten arbeiter-
•chädigend verhalten hat. Das stellen wir ausdrücklichst fest und weisen diesen Vorwurf
der KP gegenüber unserem Kollegen Munari entschieden zurück. e

In Nr. 52 der „Neue Zeit“ vom 8. 6. 1954 wird in einem längeren Artikel „Stärkt
und festigt die Partei“ nochmals zu diesem Aussdiluß durch das Kreissekretariat der KP
Stellung genommen und dabei von den Parteimitgliedern verlangt, daß sie als Mitglieder
oder Funktionäre in den Massenorganisationen (Gewerkschaften) nach den Anleitungen der
Partei zu arbeiten hätten.

Der Industrieverband Bau- und Holzgewerbe ist parteipolitisch neutral und stellt es
«einen Mitgliedern frei, von ihren staatsbürgerlichen Rechten in der politischen Partei Ge¬
brauch zu machen, in der sie es wünschen. Wir dulden es aber auf keinen Fall, daß Mit¬
glieder einer Partei nach den Direktiven ihrer Parteileitung innerhalb unseres Verbandes
arbeiten. Wer gegen den Grundsatz der parteipolitischen Neutralität des Industrieverbandes
Bau- und Holzgewerbe verstößt, muß nach den Bestimmungen der Satzungen ausgeschlos¬
sen werden. Das mag audi die KP zu Notiz nehmen.

Der Verbandsausschuß
des I. V. Bau- und Holzgewerbe der Einheitsgewerkschaft

Der Angestellte in der Einheitsgewerkschaft
Der 2. Angesielltentag des DGB in Mönchen

Der 2. Angestelltentag des Deutschen Ge-
werksehaftsbundes wurde am Dienstag im
Kongreß-Saal des Deutschen Museums in Mün¬
chen eröffnet. Neben den 263 ordentlichen
und 254 Gastdelegierten nahmen zahlreiche
Ehrengäste an der Eröffnung teil. Die Grüße
der Landesregierung überbrachte der stell¬
vertretende bayerische Ministerpräsident Dr.
Wilhelm Hoegner.
Georg Reuter, der stellvertretende Vorsit¬

zende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, der
dem 2. Angestelltentag die Grüße Walter
Freitags überbrachte, behandelte im ersten
Referat der Tagung die Wandlung, die sich
in der Stellung der Angestellten in der Wirt¬
schaft und im gesellschaftlichen Leben sowie
in ihrer Beziehung zur Arbeiterschaft vollzo¬
gen hat. Reuter sagte, daß dieser Wandel
nicht willkürlichen Ursprungs ist, sondern
durch unseren wirtschaftlichen und vor al¬
lem industriellen und technischen Fortschritt
vorausbestimmt wurde. Ueber diesen Wan¬
del haben sich nach Reuters Auffassung die
Angestellten bisher keine genügende Rechen¬
schaft abgelegt. Der stellvertretende Bundes-
vorsitzende nannte drei Erkenntnisse, die heute
besonders wichtig sind:

1. daß es mit der Klage über die schlechte
soziale Stellung der Angestellten nicht ge¬
tan ist;

2. daß man den Zustand nicht wandeln kön¬
ne, indem man an der Tür des Regie¬
rungschefs klopft und um Hilfe bittet;

3. daß man sich nicht in Standesorganisa¬
tionen abkapseln darf, weil es allein und
aus eigener Kraft nicht gelingen kann,
die notwendige Anerkennung in der Ge¬
setzgebung und im öffentlichen Leben zu
erlangen.
Von der Einheitsgewerkschaft haben, wie

Reuter sagte, Arbeiter und Angestellte ge¬
meinsam profitiert. Darum lehnt man es ab,
ein modernes Prinzip aufzugeben. Reuter er¬
innerte daran, daß die Angestellten niemals
allein das Mitbestimmungsrecht in der Grund¬
stoffindustrie und im Betriebsverfassungsge¬
setz hätten erringen können. Der Sockel der
Mitbestimmung sei die Einheitsgewerkschaft.
„Muß es nicht Wunder nehmen”, fragte

der Redner, „daß rückständige Kreise in
Verwaltung und Unternehmerschaft die lau¬
testen Fürsprecher der sogenannten selbstän¬
digen Angestelltengewerkschaft sind?” und er
meinte dazu: „diese Kreise w’ollcn verhin¬

dern, daß die Angestellten gemeinsam mit
den Arbeitern zu einem bedeutenden gesell¬
schaftlichen und wirtschaftspolitischen Fak¬
tor werden. Sie wollen in der Angestellten¬
schaft gehorsame Gehilfen sehen.
Georg Reuter erinnerte daran, daß vor

4 i/tj Jahren im gleichen Saal der Deutsche
Gewerkschaftsbund mit damals rund 500 000
Angestelltenmitglicdern gegründet wurde. Ihre
Zahl hat sich inzwischen auf 650 000 erhöht.
„Das ist ein Votum”, so sagte er, „das uns
ermuntert, das von uns als modern aner¬
kannte Gewerkschaftsprinzip in erster Linie
im Interesse der Angestelltenschaft weiter
inne zu halten.”

Hans Böhms Rechenschaftsbericht
Vor dem Bundesangestelltentag forderte

Hans Böhm, das für die Angestelllenarbcit
verantwortliche Bundesvorslandsmitglied, eine
Ausweitung des Eigenlebens der Angestellten¬
gruppen innerhalb der Gesanitorganisation
des DGB.
In einem Rückblick auf die letzten zwei

Jahre stellte Böhm fest, daß sich die Ange¬
stellten in überwiegender Mehrheit für die Ein¬
heitswahl der Betriebsräte entschieden ha¬
ben. In den Organen der Montan-Industrie
ist das Mitbestimmungsrecht der Angestell¬
ten gesichert. „Die Betriebsräte können ihre
Aufgaben aber nur erfüllen, wenn sie sich
auf große und leistungsfähige Gewerkschaf¬
ten zu stützen vermögen”, hob der Redner
dazu hervor. Böhm forderte die Durchsetzung
des Grundsatzes der Tarifwahrheit und der
Tarifklarheit, ferner die gleichen Gehälter
für Männer und Frauen bei gleicher Leistung,
die Beseitigung des Ueberstundcniinwcsens und
die Verkürzung der Arbeitszeit, sowie das
freie Wochenende für die im Handel Be¬
schäftigten.
Der Redner vertrat die Auffassung, daß

das Problem der älteren Angestellten nicht
durch gesetzliche Regelungen allein gelöst
werden kann. Die Behandlung des Personal-
vertretungsgesetzes für den öffentlichen Dienst
zeige deutlich, wie sehr die sozialpolitische
Entwicklung des Bundesgebietes rückläufig ge¬
worden ist. „W'ir erleben jetzt eine heftige
Auseinandersetzung, in der die Angestellten
aller Gruppen eine große Aufgabe zu erfül¬
len haben”, stellte der Redner fest. Böhm ver¬
trat die Auffassung, daß die 650 000 Ange¬
stellten, die sich zum Organisationsprinzip
des DGB bekannt haben, ihre Gruppen nicht
als Minderheit, sondern als gleichberechtig¬
ten Bestandteil der großen Einheitsorganisa¬
tion ansehen. Sie seien aber der Meinung,
daß sie heute einen Faktor darstellen, der
trotz Bejahung der Einheitsorganisation noch
seine eigenen Probleme habe und der für die
Entscheidung dieser Probleme die notwen¬
dige organisatorische Grundlage erhalten
müsse.1
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Zu den Bemühungen des Internationalen
Bundes Freier Gewerkschaften um eine Ver¬
ständigung zwischen DGB und DAG über
gemeinsames Handeln in der Sozial- und Wirt¬
schaftspolitik, könne noch nicht gesagt wer¬
den, ob sie zu einem guten Ergebnis führen
werden. Zwar müsse die DAG als gegeben
anerkannt werden, die 650 000 Angestelltcn-
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